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Neben den Petitionen Einzelner gewinnen öffentliche 
Sammelpetitionen eine immer größere Bedeutung; auch 
dies wurde schon erwähnt. Ich finde, sie beflügeln die 
öffentliche Debatte. Oft – meines Erachtens aber noch 
nicht oft genug – werden diese Petitionen in öffentlichen 
Anhörungen verhandelt. Im vergangenen Jahr fanden 
zehn öffentliche Anhörungen statt. In diesem Jahr konn-
ten wir bereits zwei öffentliche Anhörungen erleben. 
Bürgerinnen und Bürger konnten ihre Anliegen persön-
lich vorbringen, auf Nachfragen antworten und wurden 
von Regierungsvertretern angehört. Näher dran sein, 
finde ich, kann man nicht. Wir brauchen diese Nähe für 
unsere Arbeit im Ausschuss, aber auch im Plenum, gerne 
auch häufiger als zehnmal im Jahr.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Darum sollten wir die Verfahrensgrundsätze des Peti-
tionsausschusses offen diskutieren, beispielsweise mit 
Blick auf die Mitzeichnungsfristen oder das erforderli-
che Quorum für öffentliche Anhörungen. So könnten wir 
mehr Petitionen, die auch für die Öffentlichkeit wichtig 
sind, Raum bieten und auch ihre Wahrnehmung im par-
lamentarischen Alltag erhöhen.

Ich wiederhole es gerne noch einmal: Petitionen zei-
gen uns auf, wenn Gesetze in der Lebensrealität der 
Menschen nicht so funktionieren, wie wir uns das vorge-
stellt haben. Das liegt nicht daran, dass wir im Bundes-
tag uns nicht alle Mühe gäben, das Richtige zu tun. Ob 
das richtig Gedachte auch in der Praxis funktioniert, dies 
wird erst deutlich durch die vielen Rückmeldungen aus 
der Bevölkerung.

Meine Damen und Herren, sehr geehrte Frau Steinke, 
liebe Kolleginnen und Kollegen des Petitionsausschus-
ses, zu den erfreulichsten Erfahrungen meiner bisherigen 
Arbeit hier im Bundestag gehört – dies kann ich ab-
schließend sagen – die gute und engagierte Atmosphäre 
im Petitionsausschuss. Quer durch die Fraktionen bera-
ten wir sachlich und kollegial die Anliegen der Petentin-
nen und Petenten. Doch ohne die umfangreiche Zuarbeit 
des Ausschussdienstes – dies wurde schon mehrmals er-
wähnt – hätten wir tatsächlich keine Chance, die Flut 
von Petitionen zu bewältigen. Auch darum herzlichen 
Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Aus-
schussdienstes!

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Herr Kollege Schiefner, Sie sind nicht 

nur das erste Mal in dieses Parlament gewählt worden, 
sondern das war auch Ihre erste Rede. Herzlichen Glück-
wunsch dazu!

(Beifall)

Nächste Rednerin ist die Kollegin Corinna Rüffer, 
Bündnis 90/Die Grünen.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Neuabgeordnete bin auch ich beeindruckt 
von der Arbeitsleistung und den Erfolgen des Petitions-
ausschusses. Dafür meinen Respekt und meinen Glück-
wunsch an die Mitglieder der letzten Wahlperiode!

Mehr noch bin ich beeindruckt vom Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger. Sie haben dafür gesorgt, dass 
das Portal des Petitionsausschusses mit mehr als 33 000 
Klicks pro Tag und 1,6 Millionen Nutzerinnen und Nut-
zern Spitzenreiter unter den Internetangeboten des Bun-
destages ist und zu den wichtigsten Formen der politi-
schen Aktivität in den neuen Medien zählt.

Meine Vorgänger haben mir die Mitgliedschaft im Pe-
titionsausschuss damit interessant gemacht, dass man 
immer mitten im Leben und sehr nah bei den Bürgern 
sei. Außerdem sei die Atmosphäre eine ganz besonders 
gute, da man – anders als in anderen Ausschüssen – we-
niger an der parteipolitischen Auseinandersetzung als an 
der gemeinsamen Lösung von Problemen orientiert sei. 
Das stimmt. Nur zu viel Arbeit dürfe man nicht fürchten; 
denn der Petitionsausschuss sei traditionell der fleißigste 
Ausschuss.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Das haben auch andere Redner gesagt. Nach zehn Aus-
schusssitzungen kann ich Ihnen sagen: Ich glaube, das 
stimmt, und da stimmen alle Ausschussmitglieder zu.

Der Petitionsausschuss ist ein ganz hervorragender 
Ausschuss. Es macht mir ebenso wie den Kolleginnen 
und Kollegen meiner Fraktion, aber offensichtlich auch 
den Kolleginnen und Kollegen der anderen Fraktionen 
riesigen Spaß, hier für die Anliegen der Bürgerinnen und 
Bürger einzutreten.

Zunächst aber gilt mein ausdrücklicher Dank den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des Ausschussdienstes. Sie 
hatten im Berichtszeitraum eine wahre Herkulesaufgabe 
zu bewältigen: Nicht nur, dass sie die massenhaften Peti-
tionen wie gewohnt gewissenhaft und kompetent bear-
beitet haben, sie mussten zu Beginn der Wahlperiode 
auch ein quasi führerloses Schiff steuern. Denn SPD und 
Union haben Monate für die Regierungsbildung benötigt 
und so auch die Einsetzung der Fachausschüsse lange 
verhindert.

In dieser außergewöhnlichen Situation zeigte sich die 
ganze Qualität der hervorragenden Mannschaft im Aus-
schussdienst. Sie, liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
dort hinten, haben das Grundrecht in Artikel 17 des Grund-
gesetzes vor dem Schiffbruch bewahrt. Vielen Dank dafür!

(Beifall im ganzen Hause)

Diese bedenkliche Situation, dass das Petitionsrecht 
durch die Handlungsunfähigkeit der Regierungskoalition 
monatelang blockiert war, darf sich nicht wiederholen.

(Günter Baumann [CDU/CSU]: Gerüchte!)

Darum begrüßt meine Fraktion ausdrücklich den Vor-
schlag, den Petitionsausschuss quasi als ständigen Aus-
schuss nach dem Ende einer Wahlperiode bis zur Neubeset-
zung der Parlamentsausschüsse fortbestehen zu lassen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – Max 
Straubinger [CDU/CSU]: Das geht ja nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als ich mich für den 
Petitionsausschuss entschieden hatte, bekam ich vielfach 
zu hören, der Ausschuss sei in Wahrheit nicht ernst zu 
nehmen und nur ein Feigenblatt des Parlamentes, um 
Versäumnisse zu verdecken und aufkommenden Protest 
zu lähmen. Ich sage: Das Gegenteil ich richtig. Der Peti-
tionsausschuss ist Alarmglocke statt Beruhigungspille.

Das Petitionsrecht ist eines der bedeutendsten Instru-
mente politischer Innovationen, bürgerschaftlichen En-
gagements und demokratischer Mitwirkung. Kein ande-
res Parlamentsgremium ist so nah an den Sorgen und 
Nöten der Bürgerinnen und Bürger. Ob Vorratsdaten-
speicherung, Hebammen, Asyl für Edward Snowden, 
ALG II oder Hospizversorgung: Es gibt keine Gesetzes-
lücke, die die Menschen stört, kein Thema, das die Öf-
fentlichkeit bewegt, und keine Ungerechtigkeit, die die 
Bürgerinnen und Bürger erzürnt, die nicht ihr Echo im 
Petitionsausschuss fänden. Spätestens seit der von Rot-
Grün durchgeführten Reform des Petitionsrechtes fühlen 
sich auch viele Bürgerinnen und Bürger von dieser Parti-
zipationsmöglichkeit angesprochen,

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Das hat es auch 
vorher schon gegeben!)

die eine eher kritische und skeptische Grundhaltung ge-
genüber der Politik zeigen.

Mein Fazit lautet darum: Der Petitionsausschuss ist 
das Lorbeerblatt und nicht das Feigenblatt des Parlamen-
tes.

(Beifall im ganzen Hause)

Doch wer sich auf seinen Lorbeeren ausruht, der trägt sie 
an der falschen Stelle.

(Heiterkeit des Abg. Stefan Schwartze [SPD])

Dem Vertrauen in die Gestaltungskraft von Parlament 
und Politik kann der Petitionsausschuss nur gerecht wer-
den, wenn das Parlament selbst den Petitionsausschuss 
nicht als Kummerkasten, sondern als Labor und Werk-
statt für Fortschritt und Verbesserung begreift. Darum 
müssen wir auch in dieser Wahlperiode mit Nachdruck 
an einer Fortentwicklung des Petitionsrechts arbeiten, 
damit die Bitten und Beschwerden der Bürgerinnen und 
Bürger mehr als bisher in die Entscheidungsfindung des 
Parlamentes einfließen.

Grundsätzlich sollten alle Petitionen öffentlich bera-
ten werden, es sei denn, der Petent wünscht das nicht 
oder private oder datenschutzrechtliche Belange stehen 
dem entgegen. Heute ist es aber Praxis, dass selbst öf-
fentliche Petitionen nichtöffentlich beraten und beschie-
den werden. Das ist vollkommen absurd und nicht ver-
mittelbar.

Mit einer Stärkung des Petitionsrechts könnten wir 
auch die repräsentative und die teilnehmende Demokra-
tie auf neuartige Weise kombinieren. Darum sollten wir 
das Instrument der öffentlichen Petitionen zu einer wirk-
lich offenen Petition weiterentwickeln: Petitionen sollten 

nicht nur, wie bisher, auf dem Portal des Ausschusses 
diskutiert und mitgezeichnet, sondern auch gemeinsam 
erarbeitet und eingereicht werden können. Diese Bitten 
zur Gesetzgebung sollten dann auch in den Fachaus-
schüssen des Parlamentes und hier im Plenum angemes-
sen beraten werden.

Partizipation findet aber nicht nur über das Internet 
statt. Deshalb brauchen wir im Petitionsrecht erweiterte 
Zugangsformen und Zugangspforten für diejenigen, die 
sich nicht im Netz bewegen wollen oder können, zum 
Beispiel Menschen mit geringem Einkommen oder nied-
rigem Bildungsniveau oder auch alte Menschen. Wir 
sollten zum Beispiel über Bürgerbüros vor Ort und an-
dere Möglichkeiten der Hilfestellung und nichtelektroni-
schen Einreichung von Petitionen nachdenken. Zudem 
müssen wir auch die Menschen gewinnen, die sich bis-
her zu wenig eingemischt haben, zum Beispiel Erwerbs-
lose, Frauen sowie Migrantinnen und Migranten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für mich und meine 
Fraktion ist natürlich jede Petition gleich viel wert, ganz 
gleich, ob sie von einer Person, von 100 Personen, von 
1 000 Personen oder sogar von Hunderttausenden einge-
reicht wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Günter Baumann 
[CDU/CSU]: Der Satz war richtig!)

– Danke, Herr Baumann. – Die Hilfe im Einzelfall, das 
Aufdecken und Beseitigen von eklatanten Ungerechtig-
keiten oder Willkür ist nämlich unser Kerngeschäft.

Einer meiner Vorgänger, Josef Winkler, hat es einmal 
so formuliert: Im Petitionsausschuss sind wir das 
Sprachrohr der Leisen, die Muskeln der Schwachen. – 
Doch in Zeiten, in denen nur wenige Oppositionsabge-
ordnete einer großen Mehrheit von Abgeordneten der 
Großen Koalition gegenüberstehen, ist es eine besondere 
Herausforderung, den Bürgerinnen und Bürgern mit ih-
ren Anliegen zu ihrem Recht zu verhelfen.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Wieso gibt es da 
einen Unterschied?)

Schon in den ersten Ausschusssitzungen dieser Wahl-
periode wurde deutlich, dass die Mitglieder der Regie-
rungsmehrheit kein großes Interesse daran hatten, ihre 
eigene Regierung zu kritisieren – naturgemäß.

(Günter Baumann [CDU/CSU]: Das ist falsch! Ab-
solut falsch!)

Aber seien Sie versichert, dass wir Sie es spüren lassen 
werden, dass wir im Ausschuss zwar wenige, aber dafür 
umso besser sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Morgen begehen wir in diesem Hause den 65. Ge-
burtstag des Grundgesetzes. Seit über 60 Jahren ist also 
auch das Petitionsrecht wertvoller Teil unserer demokra-
tischen Verfasstheit. Der Petitionsausschuss ist seitdem 
aus der passiven Rolle des Kummerkastens und Warners 
herausgewachsen. Er hat sich bewegt und bewegt da-
durch die Menschen in diesem Land. Er ist durch die 
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vielen Petitionen wahrscheinlich auch ein bisschen 
weise geworden. Doch: „Was nützt mir meine Weisheit, 
wenn die Dummheit regiert?“ So heißt es in einem alten 
jüdischen Sprichwort. Vielleicht würde heute die Ant-
wort lauten: Schreib doch eine Petition und ändere es. – 
In diesem Sinne lassen Sie uns gemeinsam daran arbei-
ten, dass uns die Petitionen schlaumachen und unser 
Land weise regiert wird.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – Max 
Straubinger [CDU/CSU]: Da waren aber nicht 
viele Gemeinsamkeiten zu erkennen! – Gegen-
ruf der Abg. Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Doch!)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Paul 

Lehrieder, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Paul Lehrieder (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Ich 
darf jetzt im neunten Jahr im Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages mitwirken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

– Das habe ich nicht deswegen gesagt, um Applaus zu be-
kommen, lieber Kollege Storjohann, aber es tut trotzdem 
gut; keine Frage. – Es ist richtig, was viele Redner bereits 
ausgeführt haben: Der Petitionsausschuss ist sicher sehr 
arbeitsintensiv. Es ist aber der Ausschuss – die Erfahrung 
durfte ich die letzten Jahre machen –, in dem man die Sor-
gen und Nöte unserer Mitmenschen, ob groß, ob klein, ob 
von Einzelnen oder von Gruppen, tatsächlich aus nächster 
Nähe mitbekommt. Ich kenne eine sehr wichtige Partei in 
Bayern, die auf ihre Plakate schreibt: „näher am Men-
schen“. Der Petitionsausschuss ist näher am Menschen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich darf die Gelegenheit nutzen, mich für die CSU 
beim Ausschusssekretariat sehr herzlich zu bedanken. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sekretariats 
machen einen tollen Job. Sie arbeiten uns die Akten her-
vorragend zu. Wenn man weiß, dass der Petitionsaus-
schuss im Laufe eines Jahres immerhin die stolze Anzahl 
von 14 800 Petitionen, mithin 60 Petitionen pro Tag, 
werktäglich gerechnet, bearbeiten muss, dann sieht man, 
was die Damen und Herren in unserem Sekretariat tat-
sächlich alles leisten müssen. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall im ganzen Hause)

Ich darf auch die Gelegenheit nutzen, mich bei unse-
rer Vorsitzenden, Frau Steinke, für die im Wesentlichen 
sehr objektive und überparteiliche Leitung des Aus-
schusses sehr herzlich zu bedanken. Frau Steinke, da 
müssen Sie jetzt durch, dass Sie von der CSU einmal ge-

lobt werden. Es macht Spaß, mit Ihnen zusammenzuar-
beiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bedanken darf ich mich auch bei den Geschäftsfüh-
rern der Fraktionen, dass es uns heuer gelungen ist, den 
Petitionsbericht zu so prominenter Zeit im Plenum de-
battieren zu dürfen. Das war nicht in jedem Jahr so. Lie-
ber Max Straubinger, liebe Geschäftsführer der anderen 
Fraktionen, herzlichen Dank dafür! Ich bitte darum, das 
weiter so zu handhaben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie der 
Abg. Kersten Steinke [DIE LINKE])

Das Jahr 2013 war für den Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages – hierauf wurde schon hinge-
wiesen – ein ungewöhnliches Jahr. Die Bundestagswahl 
nach der parlamentarischen Sommerpause und die da-
rauf folgenden Sondierungs- und Koalitionsgespräche 
brachten für die Abgeordneten des Petitionsausschusses 
eine unfreiwillige und ungewohnt lange Pause mit sich. 
Zwar haben wir in dieser Zeit dennoch, ebenso wie der 
Ausschussdienst, zahlreiche Petitionen bearbeitet. Aller-
dings konnten wir aufgrund der fehlenden Sitzungen 
keine Petitionen abschließend beraten. Nichtsdestotrotz 
waren wir bemüht, so viele Eingaben wie möglich abzu-
arbeiten, und so war das Jahr 2013 für alle Beteiligten 
ein besonders arbeitsreiches Jahr.

Eine Besonderheit des Petitionsrechts ist nämlich, 
dass der Petitionsausschuss nicht der sogenannten Dis-
kontinuität unterliegt. Das Diskontinuitätsprinzip des 
Deutschen Bundestages bedeutet die sachliche, organisa-
torische und personelle Nichtfortsetzung nach Ablauf ei-
ner Wahlperiode. Jedes Gesetzgebungsverfahren endet 
mit der Wahlperiode. Alle Gesetzesvorlagen beispiels-
weise, die vom alten Bundestag nicht beschlossen wur-
den, müssen erneut eingebracht und neu verhandelt wer-
den. Das gilt aber nicht für die Behandlung von 
Petitionen. Es ist gut, dass man die Arbeit nicht doppelt 
machen muss, sondern da weiterarbeiten kann, wo man 
in der letzten Wahlperiode aufgehört hat. Als sich der 
Petitionsausschuss mit Beginn der 18. Wahlperiode neu 
zusammengesetzt hat, wurden die Anliegen der Bürge-
rinnen und Bürger, die sich an den Petitionsausschuss 
gewandt haben, weiter bearbeitet. Das heißt, kein Anlie-
gen eines Bürgers geht verloren; alle Anliegen werden 
bearbeitet.

Die besondere Bedeutung des Petitionsausschusses 
zeigt sich nicht nur in der verfassungsrechtlichen Veran-
kerung in den Artikeln 17 und 45 c unseres Grundgeset-
zes, sondern auch in der Zahl der Eingaben, die den 
Deutschen Bundestag jedes Jahr erreichen. 14 800 Pe-
tenten, 60 Petitionen pro Tag – ich habe schon darauf 
hingewiesen –, sind ein stolzes Ergebnis. Das heißt aber 
auch, dass die Bürger sich trauen und das Jedermann-
Grundrecht, das jedem unabhängig von der Staatsange-
hörigkeit zusteht, von vielen Menschen in Anspruch ge-
nommen wird.


